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Gesetz zur vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantrags-

pflicht und zur Begrenzung der Organhaftung bei einer durch die 

COVID-19-Pandemie bedingten Insolvenz - COVID-19-

Insolvenzaussetzungsgesetz - COVInsAG - 

Vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 569) 

 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 Aussetzung der Insolvenzantragspflicht 

Die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags nach § 15a der Insolvenzordnung und 

nach § 42 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist bis zum 30. September 2020 

ausgesetzt. Dies gilt nicht, wenn die Insolvenzreife nicht auf den Folgen der Ausbrei-

tung des SARS-CoV-2-Virus (COVID-19-Pandemie) beruht oder wenn keine Aus-

sichten darauf bestehen, eine bestehende Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen. War 

der Schuldner am 31. Dezember 2019 nicht zahlungsunfähig, wird vermutet, dass die 

Insolvenzreife auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie beruht und Aussich-

ten darauf bestehen, eine bestehende Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen. Ist der 

Schuldner eine natürliche Person, so ist § 290 Absatz 1 Nummer 4 der Insolvenzord-

nung mit der Maßgabe anzuwenden, dass auf die Verzögerung der Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens im Zeitraum zwischen dem 1. März 2020 und dem 30. Septem-

ber 2020 keine Versagung der Restschuldbefreiung gestützt werden kann. Die Sätze 

2 und 3 gelten entsprechend. 

§ 2 Folgen der Aussetzung 

(1) Soweit nach § 1 die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags ausgesetzt ist, 

1. gelten Zahlungen, die im ordnungsgemäßen Geschäftsgang erfolgen, insbe-

sondere solche Zahlungen, die der Aufrechterhaltung oder Wiederaufnahme 

des Geschäftsbetriebes oder der Umsetzung eines Sanierungskonzepts die-

nen, als mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftslei-

ters im Sinne des § 64 Satz 2 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften 

mit beschränkter Haftung, des § 92 Absatz 2 Satz 2 des Aktiengesetzes, des 
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§ 130a Absatz 1 Satz 2, auch in Verbindung mit § 177a Satz 1, des Handels-

gesetzbuchs und des § 99 Satz 2 des Genossenschaftsgesetzes vereinbar; 

2. gilt die bis zum 30. September 2023 erfolgende Rückgewähr eines im Aus-

setzungszeitraum gewährten neuen Kredits sowie die im Aussetzungszeit-

raum erfolgte Bestellung von Sicherheiten zur Absicherung solcher Kredite 

als nicht gläubigerbenachteiligend; dies gilt auch für die Rückgewähr von 

Gesellschafterdarlehen und Zahlungen auf Forderungen aus Rechtshand-

lungen, die einem solchen Darlehen wirtschaftlich entsprechen, nicht aber 

deren Besicherung; § 39 Absatz 1 Nummer 5 und § 44a der Insolvenzord-

nung finden insoweit in Insolvenzverfahren über das Vermögen des Schuld-

ners, die bis zum 30. September 2023 beantragt wurden, keine Anwendung; 

3. sind Kreditgewährungen und Besicherungen im Aussetzungszeitraum nicht 

als sittenwidriger Beitrag zur Insolvenzverschleppung anzusehen; 

4. sind Rechtshandlungen, die dem anderen Teil eine Sicherung oder Befriedi-

gung gewährt oder ermöglicht haben, die dieser in der Art und zu der Zeit 

beanspruchen konnte, in einem späteren Insolvenzverfahren nicht anfecht-

bar; dies gilt nicht, wenn dem anderen Teil bekannt war, dass die Sanie-

rungs- und Finanzierungsbemühungen des Schuldners nicht zur Beseitigung 

einer eingetretenen Zahlungsunfähigkeit geeignet gewesen sind. Entspre-

chendes gilt für 

a) Leistungen an Erfüllungs statt oder erfüllungshalber; 

b) Zahlungen durch einen Dritten auf Anweisung des Schuldners; 

c) die Bestellung einer anderen als der ursprünglich vereinbarten Sicher-

heit, wenn diese nicht werthaltiger ist; 

d) die Verkürzung von Zahlungszielen und 

e) die Gewährung von Zahlungserleichterungen. 

(2) Absatz 1 Nummer 2, 3 und 4 gilt auch für Unternehmen, die keiner Antragspflicht 

unterliegen, sowie für Schuldner, die weder zahlungsunfähig noch überschuldet sind. 

(3) Absatz 1 Nummer 2 und 3 gilt im Fall von Krediten, die von der Kreditanstalt für 

Wiederaufbau und ihren Finanzierungspartnern oder von anderen Institutionen im 

Rahmen staatlicher Hilfsprogramme anlässlich der COVID-19-Pandemie gewährt 

werden, auch dann, wenn der Kredit nach dem Ende des Aussetzungszeitraums ge-

währt oder besichert wird, und unbefristet für deren Rückgewähr. 
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§ 3 Eröffnungsgrund bei Gläubigerinsolvenzanträgen 

Bei zwischen dem 28. März 2020 und dem 28. Juni 2020 gestellten Gläubigerinsol-

venzanträgen setzt die Eröffnung des Insolvenzverfahrens voraus, dass der Eröff-

nungsgrund bereits am 1. März 2020 vorlag. 

§ 4 Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Aussetzung der Insol-

venzantragspflicht nach § 1 und die Regelung zum Eröffnungsgrund bei Gläubigerin-

solvenzanträgen nach § 3 bis höchstens zum 31. März 2021 zu verlängern, wenn 

dies aufgrund fortbestehender Nachfrage nach verfügbaren öffentlichen Hilfen, an-

dauernder Finanzierungsschwierigkeiten oder sonstiger Umstände geboten er-

scheint. 

 

 



PRÄVENTIVE 

RECHTSBERATUNG 

SEIT 26 JAHREN!

SOFTWARE MIT INHALTEN 
AUS EINER HAND!
Die rechtliche Vorsorgeuntersuchung für Unternehmen.

Nutzen Sie unsere gespeicherten Erfahrungen aus 26 Jahren 
Complianceberatung. Wir vermeiden die Haftung für Organisati-
onsverschulden von Führungskräften. Sie müssen organisatorisch 
dafür sorgen, dass sie sich selbst und dass sich alle Mitarbeiter 
des Unternehmens legal verhalten. Dazu lassen sich alle Risiken 
und Pfl ichten eines Unternehmens mit unserem System ermitteln, 
delegieren, monatlich aktualisieren, erfüllen, kontrollieren, digital 
speichern und für alle jederzeit verfügbar halten. Die Verantwort-
lichen können digital abfragen, wer, welche Pfl icht, an welchem 
Betriebsteil, wie zu erfüllen hat. Führungskräfte können auf 
einer Oberaufsichtsmaske mit einem Blick kontrollieren, ob alle 
Pfl ichten im Unternehmen erfüllt sind. Systematisch senken wir 
den Complianceaufwand durch Standardisierung um 60 %.
Sachverhalte im Unternehmen wiederholen sich, verursachen 
gleiche Risiken und lösen gleiche Rechtspfl ichten zur Risikoabwehr 
aus. Rechtspfl ichten werden nur einmal geprüft, verlinkt, gespei-

chert und immer wieder mehrfach genutzt. Wir sind Rechtsan-
wälte mit eigenen Informatikern und bieten eine Softwarelösung 
mit Inhalten und präventiver Rechtsberatung aus einer Hand. Auf 
Anregungen aus den Unternehmen passen unsere EDV-Spezialis-
ten die Software unseres Compliance-Management-Systems an. 
Der aktuelle Inhalt unserer Datenbank: 18.000 Rechtsvorschrif-
ten von EU, Bund, Ländern und Berufsgenossenschaften, 7.500 
Gerichtsurteile, standardisierte Pfl ichtenkataloge für 45 Bran-
chen und 57.000 vorformulierte Betriebspfl ichten. 44.000 Unter-
nehmensrisiken sind mit 59.000 Rechtspfl ichten drei Millio-
nen Mal verlinkt und gespeichert. Auf die Inhalte kommt es an. 
Je umfangreicher die Datenbank umso geringer ist das Risiko eine 
Unternehmenspfl icht zu übersehen. 

Weitere Informationen unter: 
www.rack-rechtsanwälte.de


